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1. Gesetz zur Erhöhung des Grund-

freibetrags, Kinderfreibetrags, Kin-

dergeldes und zum Abbau der kal-

ten Progression in Kraft 
 

Der Bundesrat stimmte am 10.7.2015 dem 

Gesetz zur Anpassung von Familienleistungen 

und zum Abbau der kalten Progression zu. 

Damit wird die in den Jahren 2014 und 2015 

entstandene kalte Progression abgebaut und 

der Kinderfreibetrag, das Kindergeld, der Ent-

lastungsbetrag für Alleinerziehende und der 

Kinderzuschlag für Geringverdiener angeho-

ben. Im Einzelnen sieht das Gesetz die folgen-

den Anpassungen vor: 

 

 bisher 2015 2016 

Kinderfreibetrag 7.008 € 7.152 € 7.248 € 

Kindergeld für das 1. und 2. Kind 184 € 188 € 190 € 

für das 3. Kind 190 € 194 € 196 € 

für jedes weitere Kind 215 € 219 € 221 € 

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 1.308 € 1.908 € 1.908 € 

für jedes weitere Kind  240 € 240 € 

Unterhaltshöchstbetrag 8.354 € 8.472 € 8.652 € 

Grundfreibetrag 8.354 € 8.472 € 8.652 € 
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 Kindergeld: Das höhere Kindergeld soll ab 

September 2015 ausgezahlt werden. Für die 

zurückliegenden Monate ab Januar 2015 

wird die Nachzahlung spätestens ab Okto-

ber 2015 zusammen in einem Betrag erfol-

gen. Das höhere Kindergeld wird automa-

tisch gezahlt. Ein besonderer Antrag ist 

nicht erforderlich. 

 Kinderzuschlag für Geringverdiener: An-

hebung zum 1.7.2016 um 20 € auf max. 

160 € monatlich (vorher max. 140 € monat-

lich). Der Kinderzuschlag kommt Eltern 

zugute, die zwar ihren eigenen finanziellen 

Bedarf durch Erwerbseinkommen bestrei-

ten können, aber nicht über ausreichend fi-

nanzielle Mittel verfügen, um den Bedarf 

ihrer Kinder zu decken. 

 Entlastungsbetrag für Alleinerziehende: 

Der für das zweite und weitere Kind(er) zu 

berücksichtigende Erhöhungsbetrag von 

jeweils 240 € kann im Lohnsteuerermäßi-

gungsverfahren 2015 geltend gemacht wer-

den. Hierzu ist ein entsprechender Antrag 

beim Wohnsitzfinanzamt zu stellen. 

 Unterhaltshöchstbetrag: Die Erhöhung 

entspricht der Anhebung des Grundfreibe-

trags und führt dazu, dass künftig höhere 

Unterhaltsleistungen steuerlich berücksich-

tigt werden können. 

 

Abbau der kalten Progression: Durch die 

Anhebung des Grundfreibetrags und die An-

passung der Eckwerte des Steuertarifs soll ein 

Ausgleich der 2014 und 2015 entstandenen 

kalten Progression erreicht werden. Dafür wird 

der Grundfreibetrag rückwirkend zum 

1.1.2015 erhöht. Gleichzeitig werden die Eck-

werte ab 1.1.2016 um die kumulierte Inflati-

onsrate der Jahre 2014 und 2015 in Höhe von 

1,48 % angehoben. Die durch die Anhebung 

des Grundfreibetrags eintretende Entlastung 

für 2015 wird bei der Lohnabrechnung für 

Dezember 2015 berücksichtigt. Steuerpflichti-

ge müssen nicht aktiv werden, um in den Ge-

nuss der – bescheidenen – Entlastungen zu 

kommen. 

 

2. Bundesrat stimmt Bürokratieent-

lastungsgesetz zu 

 
Mit dem Bürokratieentlastungsgesetz werden 

ab 2016 mehr kleine Unternehmen als bisher 

von Buchführungs- und Aufzeichnungs-

pflichten befreit. Die entsprechenden Grenz-

beträge für Umsatz und Gewinn erhöhen sich 

um jeweils 20 % auf 600.000 bzw. 60.000 €. 

 

Der individuell zutreffendste Lohnsteuerabzug 

bei Ehegatten oder Lebenspartnern lässt sich 

durch die Steuerklassenkombination IV/IV mit 

Faktor erzielen. Um das Faktorverfahren zu 

vereinfachen und der 2-jährigen Gültigkeit von 

Freibeträgen anzupassen, wird es dahingehend 

verändert, dass ein beantragter Faktor nicht 

mehr nur für ein Kalenderjahr, sondern eben-

falls für bis zu 2 Kalenderjahre gültig ist. 

 

Damit Arbeitgeber unkompliziert und kurzfris-

tig Arbeitnehmer als Aushilfen beschäftigen 

können, ist die pauschale Erhebung der Lohn-

steuer mit 25 % des Arbeitslohns möglich. Die 

Lohnsteuerpauschalierung setzte voraus, 

dass der tägliche Arbeitslohn durchschnittlich 

62 € pro Arbeitstag nicht übersteigt. Als Folge 

der Einführung des Mindestlohns wird die 

tägliche Verdienstgrenze von 62 € auf 68 € 

(8,50 € für 8 Arbeitsstunden) angehoben. Die-

se Änderung gilt rückwirkend ab 1.1.2015. 

 

Derzeit müssen alle Kirchensteuerabzugs-

verpflichteten (Kreditinstitute, Versicherun-

gen, Kapitalgesellschaften, Genossenschaften) 

jährlich darüber informieren, dass ein Abruf 

des Religionsmerkmals beim Bundeszentral-

amt für Steuern (BZSt) erfolgt und dass ein 

Widerspruchsrecht zum Abruf des Kunden 

bzw. Anteilseigners besteht. Mit dem Bürokra-

tieabbaugesetz wird die jährliche Informati-

onspflicht durch eine einmalige Information 

während des Bestehens der Geschäftsbezie-

hung – rechtzeitig vor Beginn der Regel- und 

Anlassabfrage – ersetzt. Aktiv Interessierte 

finden die Information darüber hinaus auch 

weiterhin beim BZSt als Daten haltende Stelle. 

 

Existenzgründer werden durch die Anhebung 

der Grenzen für Meldepflichten nach ver-

schiedenen Wirtschaftsstatistikgesetzen von 

500.000 € auf 800.000 € später als bisher in 

der Wirtschaftsstatistik herangezogen. 

 

Inkrafttreten: Die Änderungen im Einkom-

mensteuergesetz treten am Tag nach der Ver-

kündung des Gesetzes in Kraft, die übrigen 
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Regelungen am 1.1.2016. Das betrifft insbe-

sondere die Regelungen zu den Buchführungs- 

und Aufzeichnungspflichten, weil sich diese 

auf das jeweilige Kalenderjahr beziehen. Zu-

dem wird sichergestellt, dass die Finanzämter 

keine Mitteilung zur Buchführungspflicht ver-

senden, wenn die Umsätze in den Jahren bis 

2015 zwar den bisherigen, nicht aber den neu-

en Schwellenwert übersteigen. 

 

3. Werbungskosten bei den Einkünf-

ten aus Kapitalvermögen doch ab-

zugsfähig? 
 

Mit seiner Entscheidung vom 2.12.2014 legt 

der Bundesfinanzhof (BFH) fest, dass, auch 

wenn es sich bei vom Steuerpflichtigen gel-

tend gemachten Beratungskosten für Selbstan-

zeigen um Werbungskosten bei seinen Ein-

künften aus Kapitalvermögen handelt, diese im 

Streitjahr 2010 nicht mehr als Werbungskosten 

steuerlich angesetzt werden können. Denn mit 

der Einführung einer Abgeltungsteuer für pri-

vate Kapitalerträge durch das Unternehmen-

steuerreformgesetz 2008 hat der Gesetzgeber 

ein umfassendes Abzugsverbot für Werbungs-

kosten angeordnet. An der Verfassungsmäßig-

keit der Regelung hegte er keine Zweifel. 

 

Bitte beachten Sie! Gegen diese Entscheidung 

des BFH ist Verfassungsbeschwerde eingelegt 

worden, die beim Bundesverfassungsgericht 

(BVerfG) unter dem Az. 2 BvR 878/15 anhän-

gig ist. Es wird empfohlen, in gleichgelagerten 

Fällen Einspruch einzulegen und Ruhen des 

Verfahrens zu beantragen. In diesem Zusam-

menhang stellt sich die Frage, ob eine grund-

sätzliche Festlegung zum Abzug von Wer-

bungskosten bei Kapitalvermögen getroffen 

wird. 

 

4. Steuerstrafrecht: Hohe Anforde-

rung an die Erkundungspflicht in 

steuerlichen Angelegenheiten 
 

Nach einer Entscheidung des Bundesgerichts-

hofs vom 17.12.2014 handeln Steuerpflichtige 

leichtfertig, wenn sie die Sorgfalt außer Acht 

lassen, zu der sie nach den besonderen Um-

ständen des Einzelfalls und ihren persönlichen 

Fähigkeiten und Kenntnissen verpflichtet und 

imstande sind, obwohl sich ihnen aufdrängen 

musste, dass dadurch eine Steuerverkürzung 

eintreten wird. 

 

Entsprechend muss sich jeder Steuerpflichtige 

über diejenigen steuerlichen Pflichten infor-

mieren, die ihn im Rahmen seines Lebenskrei-

ses treffen. Dies gilt in besonderem Maße in 

Bezug auf solche steuerrechtlichen Pflichten, 

die aus der Ausübung eines Gewerbes oder 

einer freiberuflichen Tätigkeit erwachsen. Bei 

einem Kaufmann sind deshalb jedenfalls bei 

Rechtsgeschäften, die zu seiner kaufmänni-

schen Tätigkeit gehören, höhere Anforderun-

gen an die Erkundigungspflichten zu stellen 

als bei anderen Steuerpflichtigen. In Zweifels-

fällen hat er von sachkundiger Seite Rat ein-

zuholen. 

 

Dies gilt insbesondere dann, wenn er die er-

kannte Steuerpflichtigkeit eines Geschäfts 

durch eine modifizierte Gestaltung des Ge-

schäfts zu vermeiden sucht. Zudem ist es 

Steuerpflichtigen regelmäßig möglich und 

zumutbar, offene Rechtsfragen nach Aufde-

ckung des vollständigen und wahren Sach-

verhalts im Besteuerungsverfahren zu klä-

ren bzw. durch den steuerlichen Berater 

klären zu lassen. 

 

Anmerkung: Mit dem Urteil wird verdeut-

licht, dass Steuerpflichtige – und insbesondere 

Gewerbetreibende und Freiberufler – sich 

nicht wegen vermeintlicher Unkenntnis der 

steuerlichen Regelungen und dadurch verur-

sachten Steuerverkürzung mit strafrechtlicher 

Relevanz aus der Verantwortung ziehen kön-

nen. Hier gilt: Lassen Sie sich beraten! 

 

5. Bundesfinanzhof schränkt Schät-

zungsmethode des „Zeitreihenver-

gleichs“ ein 
 

Die Schätzungsmethode des „Zeitreihenver-

gleichs“ wird von der Finanzverwaltung im 

Rahmen von Außenprüfungen insbesondere 

bei Gastronomiebetrieben zunehmend häufig 

angewandt. Dabei handelt es sich um eine 

Verprobungsmethode, bei der die jährlichen 

Erlöse und Wareneinkäufe des Betriebs in 

kleine Einheiten – regelmäßig in Zeiträume 

von einer Woche – zerlegt werden. Für jede 

Woche wird dann der Rohgewinnaufschlagsatz 
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(das Verhältnis zwischen Erlösen und Einkäu-

fen) ermittelt. Die Finanzverwaltung geht da-

von aus, dass der höchste Rohgewinnauf-

schlagsatz, der sich für einen beliebigen Zehn-

Wochen-Zeitraum ergibt, auf das gesamte Jahr 

anzuwenden ist. Dadurch werden rechnerisch 

zumeist erhebliche Hinzuschätzungen zu den 

angegebenen Erlösen ausgewiesen. 

 

Diese Schätzmethode war Gegenstand einer 

Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) 

vom 25.3.2015. Er hat sie nunmehr nur unter 

folgenden Einschränkungen zugelassen: 

 

 Die Durchführung eines Zeitreihenver-

gleichs setzt voraus, dass im Betrieb das 

Verhältnis zwischen dem Wareneinsatz und 

den Erlösen im betrachteten Zeitraum weit-

gehend konstant ist. Es darf nicht zu Ände-

rungen in der Betriebsstruktur gekommen 

sein, die Unsicherheiten im Zahlenwerk mit 

sich bringen. 

 Bei einer Buchführung, die formell ord-

nungsgemäß ist oder nur geringfügige for-

melle Mängel aufweist, kann der Nachweis 

der materiellen Unrichtigkeit grundsätzlich 

nicht allein aufgrund der Ergebnisse eines 

Zeitreihenvergleichs geführt werden. 

 Ist die Buchführung formell nicht ord-

nungsgemäß, sind aber materielle Unrich-

tigkeiten der Einnahmenerfassung nicht 

konkret nachgewiesen, können die Ergeb-

nisse eines Zeitreihenvergleichs nur dann 

einen Anhaltspunkt für die Höhe der erfor-

derlichen Hinzuschätzung bilden, wenn an-

dere Schätzungsmethoden, die auf betriebs-

internen Daten aufbauen oder in anderer 

Weise die individuellen Verhältnisse des 

jeweiligen Steuerpflichtigen berücksichti-

gen, nicht sinnvoll einsetzbar sind. Bei ver-

bleibenden Zweifeln können Abschläge ge-

boten sein. 

 Steht bereits aus anderen Gründen fest, 

dass die Buchführung unrichtig ist und 

übersteigt die Unrichtigkeit eine vom Ein-

zelfall abhängige Bagatellschwelle, können 

die Ergebnisse eines korrekt durchgeführ-

ten Zeitreihenvergleichs auch für die Er-

mittlung der erforderlichen Hinzuschätzung 

der Höhe nach herangezogen werden, so-

fern sich im Einzelfall keine andere Schät-

zungsmethode aufdrängt, die zu genaueren 

Ergebnissen führt und mit vertretbarem 

Aufwand einsetzbar ist. 

 

Anmerkung: Der BFH stellt sogleich klar, 

dass bei einem programmierbaren Kassensys-

tem das Fehlen der aufbewahrungspflichtigen 

Betriebsanleitung sowie der Protokolle nach-

träglicher Programmänderungen einen formel-

len Mangel darstellt, dessen Bedeutung dem 

Fehlen von Tagesendsummenbons bei einer 

Registrierkasse oder dem Fehlen von Kassen-

berichten bei einer offenen Ladenkasse gleich-

steht und der daher grundsätzlich schon für 

sich genommen zu einer Hinzuschätzung be-

rechtigt. 

 

6. Weniger Dokumentation beim Min-

destlohn 

 
Seit 1.1.2015 gilt der Mindestlohn von 8,50 € 

auch für Minijobs und in Privathaushalten – 

nach einer Einführungsphase mit Ausnahmen 

– für alle in Deutschland tätigen Beschäftigten. 

Ausgenommen vom Mindestlohn sind z. B. 

Jugendliche unter 18 Jahren ohne Berufsab-

schluss, Zeitungszusteller (mit einer Über-

gangsregelung) und Praktikanten, die sog. 

Pflichtpraktika ausüben. 

 

Bei Minijobbern, kurzfristig Beschäftigten und 

in bestimmten Branchen sind Arbeitgeber ver-

pflichtet, Beginn, Ende und Dauer der tägli-

chen Arbeitszeit von Arbeitnehmern spätestens 

bis zum Ablauf des 7. auf den Tag des der 

Arbeitsleistung folgenden Kalendertages auf-

zuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindes-

tens 2 Jahre aufzubewahren. Das gilt entspre-

chend für Entleiher, denen ein Verleiher Ar-

beitnehmer überlässt. 

 

In der bisherigen Mindestlohndokumentations-

pflichten-Verordnung vom 18.12.2014 wurde 

bestimmt, dass die Dokumentations- und Mel-

depflichten für Arbeitnehmer, deren verstetigtes 

regelmäßiges Monatsentgelt brutto 2.958 € 

überschreitet, seit 1.1.2015 nicht gelten. Mit 

der Verordnung vom 29.7.2015 wurden die 

Aufzeichnungspflichten für Arbeitnehmer, 

deren verstetigtes regelmäßiges Monatsent-

gelt brutto 2.000 € überschreitet und der 

Arbeitgeber dieses Monatsentgelt für die 
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letzten vollen 12 Monate nachweislich ge-

zahlt hat, aufgehoben. 

 

Die Aufzeichnungspflichten gelten auch 

nicht für im Betrieb des Arbeitgebers arbei-

tende Ehegatten, eingetragene Lebens-

partner, Kinder und Eltern des Arbeitge-

bers. Das gilt auch – wenn der Arbeitgeber 

eine juristische Person oder eine rechtsfähige 

Personengesellschaft ist – bei vertretungsbe-

rechtigten Organen der juristischen Person 

oder eines Mitglieds eines solchen Organs 

oder eines vertretungsberechtigten Gesell-

schafters der rechtsfähigen Personengesell-

schaft. Diese Regelungen gelten seit dem 

1.8.2015. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, 
Soli.-Zuschlag (mtl.) 
 

10.9.2015 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

28.9.2015 
 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2015 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 
  

 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2015: Juni = 107,0; Mai = 107,1; April = 107,0; März 107,0; 
Februar = 106,5; Januar = 105,5 

2014: Dezember = 106,7; November = 106,7; Oktober = 106,7;  
September = 107,0; August = 107,0; Juli = 107,0; Juni = 106,7 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 


